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Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
über die Sicherung von Arbeitnehmeransprü­
ehen im Falle der Insolvenz des Arbeitgebers 
(Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz - lEG) 

Der Nationakathat beschlossen: 

Voraussetzungen des Anspruches 

§ 1. (1) Anspruch auf Insolvenz-Ausf:allgeld 
haben Arbeitnehmer, ehemalige Arbeitnehmer 
sow,ie ihre Hinterhliebenen (AnspI1Uchsberech­
tigte) für di'e nach Abs. 2 ,gesÜcherten Ansprüche, 
wenn über das Vermögen :ihres Arbertgebers 
(ehemaligen Arbeitgebers) im InLand der Kon­
rours ,eröffnet wird. Der Konkurseröffnun,g ste-
hen gleich:- ( 

1. die Eröffnung des Ausgleichsverfahrens, 
2. ,die Anol1dnung ,der GelSchäftsaufcsicht, 

. 3. die AJbweisung ,eines Anltmges auf Eröffnung 
eines Konklllrses mangds hinreichenden Ver­
mögens. 

(2) Gesichert sind aufrechte, nicht verjährte 
und nicht ausgeschlossene Ansprüche (Abs. 3) aus 
dem Arbeitsverhältnis, und zwar: 

1. Entgeltansprüche, insbesondere ,auf laufen­
.des Enllgelt und ,aus der B,eendigung des 
Arbeitsverh:iLtnisses, 

2. Schadenersatzan~prüche, 
3. :sonsllig.e Ansprüche ,g,egen ,den Arbeitgeber 

Illnd 
4. die notwendigen Kooten, ,die bei der Geltend­

machiUng der.artiger A:nsprüche entstehen. 

(3) Ein Anspruch ,auf Insolvenz-lAusfatlgeld be.­
. steht nicht (ausgeschlossener A:nspruch), 

1. wenn die Ansprüche nach § 1 Abs. 2 durch 
,eine antechtba,re Rechtshand1ung erworben 
wur:den; 

2. wenn ·es sich um einen Anspruch auf Ab­
fertigung '0deraUif RJuhegenuß handelt, so­
weit er über den durch Gesetz, Kollektiv­
vertrag .oder Betriehsver,einbar.ung zustehen-
den An~pruch hinau:~g.ehlt. . . 

(4) Sofern der gesicherte Anspruch angemeldet 
wenden kann und ein Konkurs(Ausgleichs)ver­
fahren eröffnet wurde, ,besteht ,der Anspruch auf 
Insolv.enz-Ausf.aHge1d nur da,nn, wenn der gesi­
cherte Anspruch .als FOl'lderong in einem solchen 
Insolvenzv.erfa>hren .angemel.det Wlind. 

(5) Arbeitnehmer, die ,in einem Dienstverhält­
nis zum Bund, .zu einem Bundesland, zu einer 
Gemeinde oder zu e~nem Gemeindev.erband 
stehen, hahen keinen Anspruch auf Insolvenz­
Ausfallgeld. 

§ 2. Die Hesllimmungen dieses Bundesgesetzes 
finden auf Ansprüch.e von 

1. Heimarbeitern, 
2. Personen, ,die 'gemäß § 3 des Heimarheits­

gesetzes 1960, ,BGBL Nr. 105/1961, den Ent­
ge!tschUJtz für Heimarbeit genießen, g·egen 
ihren AuftJraggeber ,aus ,dem Beschäf1Jigung's­
verhältnis :und 

3.arbeitnehmerähnlichen Personen gemäß § 2 
Abs. 1 des Arbeitsgenichtsgesetzes, BGBL 
Nr. 170/1946, 

sinngemäß Al1JWendung. 

Ausmaß des Insolvenz-Ausfallgeldes 

§ 3. (1) Das Insolvemz-Ausf,aHgdd gebührt dem 
Anspnuchsberechtigten illinlmdischer Währung 
für alle gesicherten Ansprüche (§ 1 Abs. 2), die 
bis ·zum Ende des .60. Tages entstanden sind; der 
auf die Eröffnung des Konkurses oder eines 
anderen Insolv·en~vel'lfa.hrens (§ lAbs. 1 Z. 1 
und 2) oder ·aUifdie Abweisung eines Antrages 
nach § 1 Ahs. 1 Z. 3 folgt. Wird der Anschluß­
korikurseröffnet oder .da,s A,usgleichsvenfahr.en 
nach § 56 Abs. 6 der Ausgleichsol1druung, RGBL 
Nr. 337/1914, eingestelh, ,5'0 rustdils Ende des 
hierauf folgenden 60. Tages maßgebend. 

(2) Das Ins'0lv.enz-<Ausf!a:llge1d :gebührt, vor­
behaltlich . Ahs. 3, in ,der Höhe des gesicherten 
Anspruches, vermmdert um die geset1Z1ichen Ab­
züg.e, die von ,den öffentlich-rechtlichen Körper­
schafven im Insolvenzver:tahten geltend zu machen 
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2 464 der Beilagen 

sind. Ist -dieser Anspruch nicht .aufeine Geld- werden. Sofern ,es sich nicht um ein Arbeitsamt 
leist,ung gerichtet oder ,ist sein Gel,dbetrag unbe- nach Abs. 1 oder 2 handelt, ha't das Arbeit!Samt 
stimmt oder nicht ,in inländischer Währung f.est- den Antrag dem zur Entsch,eidung zuständigen 
gesetzt, ,so ist der Schätzwert zur Zeit der Er- Arbeitsamt unverz~glich zu übersenden. 
öffnung .des Insolvenzverfahrens bzw. zur Zeit 
der' Abweisung eines Antrages nach § 1 Abs. 1 
Z. 3 maßgebend. Beta'gte For.derungen gelten als 
fälLig. Betagte ,unverzinsliche Forderlungen kön­
nen nur in dem Betria,g -geltend gemacht werden, 
der mit Hinzurechnung der gesetzlichen Zinsen 
von ,dem im zweiten Satz dieses Absatzes ge­
nannten Zeitpunkt his zur FäHigkeit dem vollen 
Betrag ,der FOI1derung glelichkommt. 

(3) Besteht bereits Anspruch a.w Zahlung eines 
R.uhegenusses, 'so 'gehührt ahweichend von der 
Regelung ~m Ahs. 1 für Ansprüche ab dem im 
Abs. 2 zweiter Satz genannten Zeitpunkt unbe­
schaJdet weiterer Anspruche als Insolvenz-Aus­
fallgeMeine einmaLige Zahlung in der Höhe von 
z;wölf Monatsbeträgen. Ansprüche nach Abs. 1 
bleiben davon ,unberührt. 

Vorschußzahlung 

§ 4. In berücksichtigungswürdigen Fällen hat 
d3ls Arbeitsamt ,dem Aospru<:hsber.echtigten einen 
Vorschuß ,auf ,das Insolvenz-AiU,sfaUg,dd zu ge­
währen, wenn sich ,die Beschaffung der Beweis­
mittel verzögert und mit der Zuerkennung eines 
Insolvenz-Ausf.allgeldes ,gerechnet wel"den kann. 
Bei ,der FestsetZrung :der Höhe des Vorschusses 
ist a.uf die Höhe des zu erwartenden Insolvenz­
Ausfallg.e1des entsprechend Bedacht zu nehmen. 
Der Vorschuß ist auf das Insolvenz-Aus.fallgeld 
anzurechnen. 

Zuständigkeit 

§ 5. (1) Für .das Verfahr,en ,.nach diesem Bundes­
gesetz ist das Arbeinsamt zustä'ndig, in dessen 
Sprengd sich der Sitz des Gerichtes befindet, das 
einen Beschluß nach § 1 Albs. 1 gefaßt hat. Be­
stehen am Sitze des Gerichtes mehrere Arbeits­
ämter, so ist ,das nach der beruflichen Tätigkeit 
oder nach bestimmten personenbezogenen Merk­
malen ,des Arbeitnehmers (ehemaligen Arbeit­
nehmers) f,achiich in Betracht kommmde Ar­
beitsamt zuständig. Für Hinterbliebene richtet 
sich die Zuständigkeit nach der des ehemaligen 
AI1be:itnehmers. 

(2) Hat einausländische,s Gericht eine Ent­
sche,idung :im Sinne des § 1 AbI>. 1 getroffen, die 
im InLand anerkannt wir.d, sorst das Arbe.itsamt 
am Sitze des Handelsgerichtes Wien zuständig. 
Abs. 1 zweiter und dritter Satz gelten analog. 

(3) Der Antrag a.uf Insolvenz~Ausfallgeld kann 
bei ,dem nach Ahs. 1 oder 2 zuständig,en Arbeits­
amt oder bei dem nach dem Aufenthaltsort des 
Anspruchsberechtigten z.uständigen Arbeit!Samt 
oder bei dem ACibeitsamt, in ,dessen Sprengel sich 
der Sitz -des BetI1iebes hefindet, bei dem der Ar­
beitnehmer beschäftigt ,ist oder war, eingebracht 

Antrag 

§ 6. (1) Der Antra.g auf Insolvenz-Ausfallgeld 
ist bei sonstigem A,usschluß binnen 90 Tagen ab 
Eröffnung eines Vemah1;'ens nach § 1 Abos. 1 bzw. 
binnen 90 T3Jgen 3Jb Kenntnis von ·der Abwei,sung 
eines Antrages nach § 1 Albs. 1 Z. 3 zu stellen. 
WiI1dder Anschlußkonkurs enöffnet oder das Aus­
gleichsverfahren nach § 56 Ahs. 6 der Au~gleichs­
ordnung eingestellt, begrinnt diese Frist neuerlich 
2m laufen. § 71 A VG 1950, BGBL Nr. 172, ist an­
zuwenden. 

(2) Der Antr.ag ist ,schriftlich' zu stellen. In ihm 
sind der Betrag der FOl1derung und die Tatsachen, 
auf ,die sie sich ,g'ründet, anzugeben, ·die Beweis­
mittel,die ZrUffi Nachwe~s der behaupteten For­
derung heigebracht werden, zu bezeichnen und 
bei Fo·nderungen, über ,die ein Rechtsstreit an­
häng,ig war oder ist, a.uch da.s Prozeßgericht und 
das Aktenzeichen anzug·ehen und ein allenfalls 
vorhanden,er Exekutionstitel anzuschließen. Wenn 
der Konkurs eröffnet wur,de und ,der gesicherte 
Anspruch Geg.enstand Ider Anmeldung ist, sind 
ein Stück Ider mit dem gerichtl.ichen Eingangs­
vermerk versehenen Forderungsanmeldung (§ 103 
KO) und Abschniften der ihr angeschIossenen Ur­
kunden beizufügen. 

(3) Das Arbeitsamt hat die FOl'derungen in ein 
Verzeichnis ·einzutragen (Forder.ungsverzeidmis). 
Die Forderungen sind nur ,dann gruppenweise 
entsprechend den Vorschriften der Konkursord­
nung zu verzeichnen, wenn ein Konkursverfahren 
anhängig ist. Das Foroerungsverzeichnis ist dem 
Arbeitgeber, bei Anhä·ngigkeit eines Konkurs­
verfahr,ens ,dem Ma.sseverwalter, in zweifacher 
AusJert~gung zuzustellen. Dem Masseverwalter 
sind überdies die Anträge und ihre Beilagen zu 
übersenden, soweit sie sich auf For.derungen be­
ziehen, die nicht Gegenstand ,der Anmeldung 
(§ 103 KO) 'sind. 

(4) Ist ein Konkursverfahren nicht anhängig, 
so hat der Ar.beitgeber binnen 14 Tag,en ab eigen­
händiger Zustel1ungeiner Aiuffor.derung d.e's Ar­
beitsaJmtesz,u jeder For.derungeine bestimmte 
Erklärung über ihre Richtigkeit abzugeben; Vor­
behalte sind unzulässig. Dem Arbeitgeber ist 
hiezu Einsicht in die Anträge und in ihre Be.ilagen 
zu gewähren. 

(5) Ist ein Konkursverfahren anhängig, so hat 
der Masseverwalter die Erklärung nach Abs. 4 
abzugeben. Die Erklä·rungsfrist kann auf Antrag 
des Ma~seven"l.alt,ers verlängert wer,den, wenn die 
zur überprüfung notwendigen Auf,z,eichnung·en 
des Gemeinschulrdnel1s meht V'orhanldenoder man­
gelhaft sind oder sonst die Abgabe ,der Erklä­
l'ung hinnen 14 Tagen ummmutbar ist. Soweit 
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die Fonderung Gegensnand ,der Anmeldung ist, 
tr,itt .an ,die Stelle der bef6steten Erklär.ung nach 
Abs. 4 ,d~e lU11!v,erzügliche ühersenldun,geines AnIs­
zugs< einer Albschrift) :liUS ,dem Anme1deverzeichnis 
(§ 108 KO) ,durch ,den Massever,WJalter. 

(6) Die Abs. 2 his 5 s~nd bei An'häng~gkeit eines 
Ausgleid1:sveI'fahrens sinngemäß anz,uwenden; an 
die Stelle ,des Massev·erw,alters t,ritt der AnIsgleichs­
veI1Wa,1 ter. 

Entscheidung und Auszahlung 

§ 7. (1) Das Az;bei!tsamtist bei der Beurteilung 
des Vorliegens eines gesicherten ,Anspruches an 
die hierüber erg,angenen ,&erichtlichen Entschei­
dungen gebunden, die gegenüber dem Antrag­
steller 'rechtskräftig ,geworden sind. Soweit der 
dritte Satz des § 6 Abs. 5 anzuwenden ist, hat 
dalS Arbeitsamt ~dem Antr:ag ohne weitere Prü­
fung insoweit stattzugeben, als nach dem über­
sendeten Auszug (Abschrift) des Anmeldungsver­
zeichnisses der gesicherte Anspruch im Konkurs 
oder im Ausgleichsverfahren festgestellt ist. Im 
übrigen sind die §§ 45 bis 55 AVG 195,0 anzu· 
wenden. 

(2) Das Arbeitsamt hat über Anträge auf 
Insolvenz~AusfangeLd mit ... chriftlichem Bescheid 
abz,uspr,echen. 

(3) Ausf,ercigung,en, die im We,ge elektronischer 
Datenverarbeitungsanlagen oder in einem ähn­
lichen Verfahr,en hergestellt werden, he:dürfen 
weder einer Unterschdft noch einer Beglaoubigung. 

(4) Das Arbeinsamt hat Ausferügungen der 
/ rechtskräfti.g,en J3escheiJde, tunlichst gesammelt, 

dem AI'Ibeitgeber (ehemaLigen Arbeitgeber), im 
Falle Ider Anhängigkeitemes Konkursv,erfahrens 
jedoch dem Masseverw:alter ziI.zJusteUen. 

(5) Z:lihlungen sind dem Antragsteller, ·sofern 
er handlungsunfähig .ist, semem ,gesetzlichen Ver­
treter, auf postalischem Wt1g zu leisten. Auf An­
trag können die Zahlungen auf ein Scheck­
konto des Empfiangsberechtigten bei der öster­
reichischen Postsparkasse oder :liuf ein Giro­
konto .des Empfangsberechtigten bei einerande­
ren inländischen KreditunternehmiUng überwiesen 
werden. 

(6) Im Falle der Pfändung, VerpfändU'ng oder 
übertra&Ung des Anspruches <liuf InsoJvenz-Aus­
f,allgeLd (§ 8) sind ,rue entsprechenden TeiJheträge 
des Insolvenz~AusfaUgelcLes bz,w. des Vorschusses 
hiel'auf ·dem BerechtigtenziUzahlen. 

Pfändung, Verpfändung und Übertragung 

§ 8. Der Anspruch :liuf Insolvenz-Ausfallgeld ist 
in gleicher Weise wie ,der ,gesich'erte Anspruch 
(§ 1 Abs. 2) pfändbar. Di.e §§ 290 und 293 der 
Exek,ucionsor,dnung, RGBl. N r. 79/1896, sind 
sinngemäßanzuwenderi. 

Widerruf und Rückforderung 

§ 9: (1) Die Zu,e1:"kennung i'st zu widerrufen' 
oder :die Bemessungrückiw,irkend zu berichtigen, 
wenn sich ,die Zuel"1kennung oder Bemessung de's 
Insolvenz~ Ausfallgeldes oder der Vorschußzah­
lung da,r<1luf nachträg,1ich ,als ,gesetzlich nicht be­
gründet herausstellt, besonder~ wenn ,der Ausfall 
ganz oder zum Teil nicht bestanden hat. 

(2) ,Bei Widerruf oder ,Berichtigung des Insol­
venz-Ausf.a:11geldes oder ,der VorschußZrarhlung 
darauf ,istlder Empfänger vom Arbeitsamt zum 
Ersatz des unberechtigt Empf,angenen zu ver­
pflichten, wenn er ,den Bezug durch unwahre An­
&aiben oder durch Verschwei,~ung maßgebender 
Tatsachen hel'beigdührt hat oder wenn er er­
kennen mußte, daß ,die Zahlung nicht oder nicht 
in ,dieser Höhe Ig,ebührte. 

(3) Das Arbei\!Samt hat Ausferdgungen der 
rechtskräftigen Bescheide nach Abs. 1 und 2 ,dem 
Arbeitgeber (ehemaljrgm Arbeitgeber), im Falle 
der Anhängigkeiteines KO'nkursvem'ahrens dem 
Mass,everwal ter, zuzustellen. 

§ 10. (1) Gegen Besche~de ,des Arbeitsamtes in 
Angelegenheiten des Insolv.enz-Ausfal1geldes ist 
die Berufung an das .Landesarbeitsaint zulässIg. 
Gegen ,die Entscheidu11ig ,des Landesarbeitsamtes 
ist eine weitere BerufunglUnzulässiJg. 

(2) Die Berufung gemäß Abs. 1 hat keine auf­
schiehe11ide W,irkung. 

(3) Dars Landesarbeitsamt entscheiJdet nach An­
hörung ,des Verwaloungsau9schusses (§ 76 des Ar­
beitslosenver:sicherungs,gesetzes 1958, BGBl. 
Nr.199). 

übergang der Ansprüche 

.' § 11. (1) Die ,diesem Bundesgesetz unterliegen­
den gesicherten Ansprüche gegen den Al'beitgeber 
(gegen die Konkul'smasse) gcllen auf den Insol­
venrz-AusfaUgeLd-Fonds mit der Zustellung des Be­
scheides (§ 7 Abs. 4) ~n ,der Höhe über, in welcher 
dem Antragsteller Insolvenz-Ausfallgeld oder e~n 
Vorschuß darauf zuerkannt wurde. Mit dem 
übergang ist keine Änderung des Rechtsgrundes, 
des Ranges oder der Bevorrech,tung der Forde­
rung v,er:bU'nden. 

{2) Wlt'1d die Zuerkennung wiJderrufen oder die 
Bemessung rückwirkend berichtigt (§ 9 Abs. 1), 
SO" tritt der 'Forderungsüber,gang rückwirkend so 
weita.ußer Kraft, ails n~cht von der Verpflichtung 
des Empfängers zum Ersatz ,des unberechtigt 
Empfangenen ahgesehen wir:d (§ 9 Abs. 2). Zah­
IWllgen, ,die der Arbeitgeber (der Masseverwalter) 
bis ,zur Zustellung idieses Bescheides (§ 9 Abs. 3) 
an ,den Fonds geleistet hat, wirken schuLdbefrei­
end; ,diese ZahLungen sind einem Rückzahlungs­
pflichtigen an:z;urechnen. 

(3) Ist jedoch der Anspruch nach Abs. 1 auf 
den I,nsolvenz~Aus,faUgeld-Fonds übergegangen, so 

2 
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4 464 der Beilagen 

ist ein Zug~iff auf künftiges Vermögen, das der 
Anbeitgeber nach ,dem Ende aes Konkurses er­
wOI1ben hat, insoweit :l<usgesch,los,sen. 

Aufbringung der Mittel und Deckung des Auf­
wandes 

§ 12. (I) Der Lenswngsa,ufwand nach ,diesem 
Bundesgesetz und <der VerwaltJung~aufwand des 
Insolvenz'"lAusfallgeld-Fonds (§ 13) werden bestrit­
ten ,aus: 

1. Mitteln, Idie ,dem Insolvenz~Au~fal1geld-Fonds 
,auf Grund über,gegangener Ansprüche 
(§ 11) zufließen, 

2. Eingängen der 'gemäß § 16 Albs. 1 verhäng­
ten GeLdstrafen, 

3. Zinsen aus <dem GeLdver:kehr und 

4. einem nach Maßgabe ,der gemäß Z. 1 bis 3 
zufließenden Mittel für cLieausgegLichene Ge­
bar,ungd,es Insolvenz-AusfaHgeld-Fonds auf 
Gruilid des letzten Rechnungs:ahschlusses er­
fOl"derlichen, mit Vero1"dnung des Bundes­
mrnister:s für 'so:l>iaIe Verwaltung jährlich 
festzusetzenden Zuschlag zu dem vom Ar­
beitgeberzu Leistenden Ante11 ,des A,rbeits­
loseiliversicherungsheiti'ages ,im Sinne aes § 61 
AIVG 1958. Dieser Zuschlag ist vom Arbeit­
,&eber .ZiU tragen. Der Hund, ,die Bundes­
länder, die Gemeinden und Idie Gemeinde­
verbände haben jedoch ,für die ,im § 1 Abs. 5 
,angeführten Arbeitnehmer keinen Zuschlag 
ZJum Al1beitgeber:a'nteil z,ur A~beitslosenver­
sicher,ung zuentr,ichten .. 

(2) Für ,die Einhebung und Abfuhr des Zu­
schh'ges gemäß ,Abs. 1 Z. 4 gelten clie §§ 62 
und 63 AIVG 1958 sinngemäß. Der Zuschllig ist 
auf ein Konto des Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds 
(§ 13 Ahs. 6) abzuführen. 

(3) Die Mittel cles Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds 
gemäß Abs . .t Z. 1 bis 4 'sinKl für den Leistung's­
und Verrw:a.LtuQgsa ufwa·IlIdzweckgebuiliden. 

Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds 

§ 13. (1) Di.e Mittel gemäß § 12 Ahs. 1 sind 
einem Insolv.enz4Ausf,aUgeld-Fonds (im folgenden 
"FoIllds" rbezeichnet) ,ZJuzuführen. Dies·er Fonds 
wird beim Bundesminilstemum für soznale Ver-' 
waltung eingerichtet und besitzt Rechtspersoo­
lichkeit. Der Fonds wi1"d vom BundesmiIllister 
für sOZii'ale Ver;w;altmng vertr·eten. 

(2) Der Fonds hat für jedes Geschäf,tsjahr 
(Kalenderjahr) einen Voranschlag uilid einen 
Rechnun~sabsch:1uß zu erstellen sowie einen Ge­
schäfnsbericht zu ve~fassen. Der Voranschlag muß 
jeweils bis 30. Juni des dem Geschäftsjahr voran­
gehenden Kalenderj,ahres, Ider Rechnungsabschluß 
und ,der GeschäftSibericht jeweils bis 30. Juni ,de's 
dem GeschäftJsj,ahr folgenden Kalenderjahres vor-

lie;gen. Der Rechl1JUn,gsabschluß ist in ·den Amt­
lichen Nachrichten <des Bunde:m1Jmister~ums für 
soziale Verwal~ung zu veröffentlichen. 

(3) Der Fonds ist ermächtigt, zur üherbrük­
kung finanzie1Jer Bedeckun~schwieJ:1igkeiten Kre­
dite aufzunehmen. 

(4) Unhesch,adet ,der V,ertretung dmch die Fi­
nanzprokuratur ist der Insolvenz-Aus<fallge1d­
Fonds ermächt~gt, insbesondere für die Geltend­
machung und w,eite~e Verfolgung seiner Ansprü­
che im Si!llnedes § 11 Ahs. 1 .hriefür geeignete 
physische und j,uristiische .pers~men heranzuziehen 
bzw. z;u beauftr;lig.en. Die (d~esl;>ezÜiglichen Kost,en 
trägt der Insolvenz-Amfallgeld-Fonds. 

(5) Der Fonds kann hinSlichtlich seiner rechts­
gült~gen FonderuJ,lgen Stundungen und Raten­
zahLuQgen bewil1~gen sowie Forderungen ganz 
oder teilwe~se ilJbschreiben. 

(6) Die Mit~el des Fonds rund:l!uf Konten hei 
der österreichischen Pootsparkasse zu halten. Sie 
sind derart anzulegen, Idaß sie zur Deckung des 
Aufwandes jederzeit he1"angezqgen werden kön­
nen. 

(7) Der Fonds ist von den Stempel- und Rechts­
.gebühren befreit. 

(8) Hi'nsichtlich der nachstehenden Angelegen­
heiten von grun'dsätzlicher Bedeutung sind die 
g,esetzlichen Lnteressenv,ertretungen der Arbeit­
geber und der Arbeitnehmerw hören: 

1. vor Erbssung einer Verondnung über Höhe 
und Änderung des Zuschlages gemäß § 12 
Abs. 1 Z. 4; 

2. vor Erstel1ung des Voranschlages, des Rech­
nungsahsch1usses und des Geschäftsberichtes 
,gemäß § 13 Albs. 2; 

3. vor Er.1assungvon Durchführungsrichtlinien 
:grundsätzlicher Art. 

Rechtshilfe und Auskunftspflicht 

§ 14. (1) Alle Behör'lden und Ämter, die Träger 
der Soz;ralvel1s.ichel"Ung, die Baua:rbeiter-Urla:ubs­
k:vsse sowLe ,die gesetzlichen Int,eressenvertretun­
gen ,Jer ArbeiU!~eber und Arbeitnehmer sind ver­
pflichtet, die Landesarbeitsäunterund Arbe,its­
ämter in der Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß 
dies,em Bunlde~gesetz zu unterstütz'en. 

(2) Der Ar:beitgeber, ,der Arbeitnehmer und die 
Perwnen, ,die Einblick in die Arbeitsentgeltunter­
lagen haben oder hat~en, sowie aUe Behörden, 
Ämter, Träger der SOZlialversicherung und die 
Baua~beiter-Urla'Ubskasse sind V'erpflichtet, dem 
Masseverwalter (Ausgleichsv.erwalter) unverzü.g­
lich alle Auskünfte zu enteilen, ,die er fül' Erklä­
mng.en nach § 6 Ahs. 5 .benötigt. 

(3) Der Arheitgeber, der Masseverwalter (Aus­
gIeichsverwalter), .die Arbeitnehmer sowie die Per­
sonen, ,dLe Einhlick in die Arbeits.~ntgeltunter-
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lagen habenOider ha,tten, sind verpflichtet, dem 
Arbeitsamt bzw. dessen Beauftra.gten (§ 13 
Abs. 4) aUe Auskünfte zu eneilen, dä.e zur Durch­
führung dieses Bundes.gesetzes erfordedich sind. 

Stempel- und Gebührenfreiheit 

§ 15. {1)Die im Ver:fahren nach diesem Bun­
desgesetz edor,derlichen Eingaben und deren Bei­
la.gen, A.usfert~gungen, Niederschriften, Entschei­
dungen, VoHmachten und Zeugnisse sin-d von den 
Stempel- und Rechtsgebühren befr:eit. 

(2) Die §§ 76 his 78 A VG 1950 und die auf 
Grund -dieser Bestimmungen erlassenen Verord­
nung,en sind im Verfahren nach .diesem Bundes­
ges·etz nicht an:ouwenden. 

Strafbestimmungen 

§ 16. (1) Arbeitgeber, die w~ssentlich unwahre 
Angaben machen oder vorsätzLich die Erklärung 
nach § 6 Abs. 4 grunidlos vel1Weigern oder ihrer 
Ausk.unftspflicht nach § 14 Abs. 3 vorsätzlich 
nicht nachkommen, hegehen, :sofern die Tat nicht 
mit streIligerer Str.afe bedroht rst, eine Verwal­
tungsübertretung und sind von .der B-ezirks,v,er­
waltJungsbehörde mit einer GeLdst~a.fe von 
S 5 000,- hi:s S 2? 000,- zu bestra:fen. 

(2) Für mehrer.edanach strafha-re Handlungen 
ist nur aJuf eine einzige Straf·e zu .erkennen. 

(3) Die Eingänge aus den gemäß Abs. 1 ver­
hängten Geklstrafen fließen dem Insolvenz-Aus­
fallgeld~Fonds zu. 

Übergangsbestimmungen 

§ .17. (1) .Dieses Bundesgesetz ist erstma;ls an­
:ouwenden, wenn ,der Konkurs über .das Ver­
mögen des Arbeit;geb~s (ehemal~gen Arbeit:­
g.ebel1s) nach dem 31. Dezember 1976 ,eröffnet 
und am 31. Dezember 1977 noch nicht abge­
schlossen wOl'lden ,rst. § ,I Ahs. 1 Z. 1 bis 3 gelten 
entsprechend. 

(2) Ansprüche im Sinne ,des § 1 Abs. 2 aJus 
der, Zeit vor dem InkI"a~ttreten dies,es Bundes­
gesetzes sind so weit gesichert, als .die Fä,1lig­
keit nach ·dem 31. Dezember 1974 eingetreten 
ist. 

(3) Die Frist nach § 6 Abs. 1 endet frühestens 
90 T'age nachdem Inkra,fttreten dieses Bundes-

gesetzes. Anträge nach diesem Bundesgesetz kön­
nen j,edoch bereütsab ,dem 1. Oktober 1977 ge­
stellt weI"den. 

(4) Ist ,ein Insolvenz·verf.ahren vor dem In­
kl"afttreten ,diesesBund~gesetzes eröffnet wor­
den, so hat ,da,s Arbeitsamt die ZlUr BeurteMung 
des Anspruches notwendigen Unterlagen von 
Amts wegen zu beschaffen, so1ernderen Bei­
bringung !dem Antragsteller un~umUiUbar ,ist. 

1(5) Der vom Arbeitgeber zu tra,gendeZuschlag 
gemäß § 12 Abs. 1 Z. 4wir,d bis zum Inkraft­
tl1eten der gemäß §12 Abs. 1 Z. 4 er.stmals zu 
erlassenden Vewl'dnung mit 0,1 v. H. festge­
set2'Jt. 

(6) Unbeschadet ,des § 13 Albs. 2 i~t für den 
Zeitmum 1. Juli 1977 bis 31. Dezember 1977 ein 
RechmlngsaJb.sch1uß his 31. März 1978 zu er­
steHen. 

Wirksamkeits beginn und Vollziehung 

§ 18. (1) Dieses B,undesge:setz tmtt, soweit im 
~bs. 2 n:icht anderes bestimmt ist, mit 1. Jänner 
1978 in Kta:ft. 

(2) Die §§ 12, 13 und 17 Abs. 5 treten mit 
Beginn Ides Seitml>gJSzeitra-umes Juli 1977 in Kratt. 

(3) D~e Verordnungen Gluf Grund dieses Bun­
desgesetzes können vor 'dem lnkraf.ttreten der 
entsprechenden Bestimmungen erlassen werden, 
jedoch frühestens mit diesen in Kraft treten. 

(4) Mit ,der Vol1ziehung dies,es BlUndesgesetzes 
sinid hetra ut: 

1.hinsichtlich der .B'estimmungen des § 6 
Abs. 5 und 6, des § 1,1 Abs. 1 bis 3 und des 
§ 14 Abos. 3 der BlUndesministJer für soziale 
Verwaltung im Einvernehmen m[t dem 
Bundesminister für Jrustiz; 

2. hinsichtlich ider Be'stimmungen des § 8 der 
Bundesminister für Justiz; . 

3. hinsichtLich der B'esümmungen ,des § 13 
Abs. 7 und des § 15 ~bs. 1 der Bundes­
minister für f,Lnanzen; 

4. hinsichtlich der B-estimmungen des § 15 
Abs. 2 ,der ,BlUndeskanzler; 

5. hinsichdich der übrigen Be&timffilungen der 
Bundesminister für soziale V,el1Waltung. 
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Erläuterungen 

Der Arbeitnehmer hat in der Regel keine Mög­
lichkeit, seinen Lohnanspruch -etwa durch 
übertragung ,von Sicherungseigennum oder Be­
stellung 'eines FfandrtCchte,s - sichern zu lassen. 
Die theoretische Mö.glichkeit >des Ar:beitnehmers, 
bereits fäl1iJges Entgdt beim Arbeitsgericht ,einzu­
klagen und a,uf diesem Weg ein richterliches 
Pfandrecht zu 'erwerlben, hat höchstens für jene 
Arbeitnehmer Bedeutung, der,en Arbeitsverh1:Vlt­
nilS zum ,insolV1enten Arbeitgeber bereits längere 
Zeit vor Konk:urseröffnung gelöst wurde, schützt 
aber, wie die Erfahrungen ,aus ,der Praxis zeigen, 
nicht ,den bei Eintritt ,der Zahlungsunfähigkeit 
(überschuldung) im Betrieb beschäftigten oder 
den kurz'e Zeit vorher au~geschiedenen Arbeit­
nehmer. 

Kommt es etwa zur Eröffnung eines Konkurses 
über da's Vermi;i,gen eines Arheitgebers, haben die 
Arbeitnehmer ,zwar die Möglichkeit, ihre Entgelt­
forderung,en im Konkursve,rfahren anzumelden. 
Das in der Regel längere Zeit ,dauemde Konkurs­
verfahr,en ,führt j,edoch ,dazAU, ,daß .die Arbeit­
nehmer,die ,das Entgelt zur Bestreitun.g ihres 
LebefiSiunterhaltes ul1!ddes Lebensunterhaltes 
ihrer Familie dringend benötigen, meist monate­
lang warten müssen, bis sie das ihnen für ihre 
Arbeitsleistung rliustJeheooe Entgelt nachgezahl~ 
erhalt,en. Das beruht ,da,rauf, daß ,der MaJssever­
w,alter ,in ,der Regel bloß ger:ingfügiges liquides 
Vermögen und überdies oft keine ordnungsge­
mäße Lcmnbuchhaltung vorfindet. 

Aus ,dem Dargelegten ergibt sich, daß eine 
umfassende g,esetzliche Sicherung ,der Arbeitsent­
geltJforder,ungen im FalI.e des Konkurses des Ar­
beitgebers, wie ,sie in zahlreichen ,europäisch,en 
Ländern hel'eits ,erfolgte, unerläßlich ist. 

Nichts anderes kann a;ber gelten, wenn ,die 
Zah1ungsunfäh~gkei't oder Überschuldung nicht 
einmal mehr zu einer Konkur,seröffnung führen 
kann, weil es an einem :mIr Deckung der Kosten 
voraussichtlich hinreichenden Vermögen fehlt. 
Nach allgemeiner Ansicht nehrpen derartige Fälle 
immer mehr zu. Damus folgt, daß die Entgelt­
sich,erung des Arbeitnehmers auch in solchen 
Fällen vordringEeh ist. 

,Aber :liuch in Fällen, ~n denen immerhin noch 
so viel Vermögen vorhanden ist, daß das Aus­
gleichsverfahren ,eröffnet werden kann, la;,ufen die 

Arbeitnehmer Gef,ahr, ,daß ihre berechtigten An­
sprüche entweder überhaupt nicht oder viel zu 
spät befried~gt werden: Nach § 23 AO genießen 
die Arbeitnehmer zwar im Ausgleich ein Vor­
recht. Dieses ist jedoch in mehrfacher Hinsicht 
(betraglich /Und zeitlich) beschränkt, sOidaß häufig 
ein Teil der Forderungen ah bloß·e Quotenfor­
derungen gekül'zt wel1den. Auch ist mit der An­
nahme und der Bestätigung ,eines AU5)gleichsvor­
schlages nicht zwingend die Folg,e v,erbunden, daß 
der AUSJgleich rechtzeitig erfüllt wir,d. Lnsbeson­
dere ist zu bedenken, daß der Ausgleich nicht nur 
ein Mittel der Betriebsfortführung ist, ,die allge­
mein im Interesse der Erhaltung von Arbeits­
plätzen als notwendig angesehen wil'd. Vielmehr 
eignet 'sich der Auslgleich a.uch ,dazu, in einer 
wesentlich billigeren, gleichsam unbürokratischen 
Form eine Unternehmens!liquidation dann durch­
zuführen, wenn eine Rettung aUSlgeschlossen ist. 
Gerade iri ,solchen ,Fällen hewirkt ein Teil ,der 
Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes, daß 
die Arbeitnehmer bis zur Befl1iedigung ihrer For­
derungen länge,re Zeit warten müssen, da die 
Sachwalter nur nach Maßgahe des Eingehens von 
ZahLungen die offenen Ansprüche erfüllen kön­
nen. 

Das BUl1!desmiruisteriuin für soziale Verwal­
tung hat· sich ,daher nach reiflicher überlegung 
der tatsächlichen Folgen '. einer B,eschränkung des 
entworfenen Gesetzes auf die bloße Konkurs­
el'öffnung (b2lw. Nichteröffnung mangels Ver­
mögens) ,entschlossen, auch den Ausgleich (und die 
nur beschränkt anwendbare Geschäftsaufsicht) in 
den Anwendungshereich des Gesetz,es einzube­
ziehen: Es ist nicht wünschenswert, daß über den 
Umweg über den Zwangsausgleich ein kostspie­
ligeres Verfahren, wie CIS nun elnmal der Kon­
kurs ist, bloß deshaLb gewählt wird, weil im Kon­
kurshl1 Ausfallge1d gezahlt wir,d. Zugleich liegt 
in ,der Erweiterung ein entscheidender Beitrag 
zur Erleichterung der Betriebsfortführung und 
damit eine wichtige Voraussetzung für die Effi­
zienz derjenigen insolvenzrechtlichen Bestimmllin­
gen, die bereits heute ,die Betriebsfortführung 
ermöglichen. . 

Nach iherrschender 'Auff:assung der mit der 
Vorberatung und Begutachtung ,des Gesetzent­
WlUrfes befaßten Stellen ist es am zweckmäßig-
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sten, eine entsprechende sozialversich,erungsrecht­
liche AJhsicherung der wirtschaftlichen Existenz 
der Arbeitnehmer in Form einer Insolvenz-Ent­
geltversich,erung vorzrunehmen, die sich weit­
gehenld an ,die Einnichwugen der Arbeit~losen­
versicher,ung ailischließt, ohne jedoch die insol­
venzrechnliche Seite, besoiliders die Abstimmung 
mit den Änderungen der Konkurs- und Aus­
gleichsnovelle 1959, BGBl. Nr. 253, zu vernach­
lässigen. 

Hiebei wur,de <die Fuge, ob für eine derartige 
gesetzliche Regelung und Vollzi,ehung ,die Kom­
petenz des Bundes g,egeben ist, allgemein bejaht. 

Bei dem vorliegenden Gesetzentwurf handelt 
es sich ,nämIich um Regdungen, die nach ihrem 
Inhalt sozialversicherungsrechtlicher Natur sind. 
Im Sinne des Art. 10 Abs. 1 Z. 11, Sozialversiche­
rungswesen, des Bundes-Verhssungsgesetzes ,ist 
sohin ,die Bundeskompetenz für die Gesetzgebung 
un,d Vollziehung ,gegeben. Soweit der Entwurf 
in das Insolvenzrecht oder in das Ziviirecht ein­
greift, beruht er ad Art. 10 Ahs. 1 Z. 6 des 
Bundes-V er,fassungsgesetz. 

Der Verhswngsdienst hat Bedenken in der 
Richtung geäußert, ob ,der zur Begutachtung 
venendete Gesetzentwurf die vom Ver­
f,assungsgerichtshof als zulässig ange­
sehenen Grenzen der Fortentwicklung des 
Sozialversicherungsr,echtes überschreitet, weil 
die Auffassung vertreten werden könnte, 
durch ,die Form ,der Beitr,agsleistLing niUr der Ar­
beitgeber werde keine Risikogemeinschaft, die 
nach dem Erkenntnis des Verhssungsgerichtshofes 
3 721/1960 ein Wesenselement der Sozialversiche­
rung hiLdet, eingerichtet. ' 

Obwohl diesen überlegungen ,eine durchaus 
schlüssige Argumentation entgegeng,ehalten wer­
den kann - so hat etwa der Verfassl\lngsgerichts­
hof in seinem Erkenntnis Nr. 3670/60 vom 
16. Jänner 1960zru ,dieser Frage ~;uch erwogen, 
daß der Unternehmer, der den FOl1derungen 
seiner Arbeitnehmer auf Bezahlung eines aus­
reichenden, auch die wirtschaftlichen Wechsel­
fälle sichernden Enllgekes geg,enüberstehe, durch 
die SoziaLv,ersicherungsg,esetzgebung eine Milde­
l1ung Ides Lohndruckes Id3ldurcherreiche, daß sie 
dem Arbeitnehmer Leistungen bietet, die sonst 
aus dem Lohn oder aus ihm stammeIlIden Rück­
lagen bestr,itten werden müßten, sodaß die Un­
ternehmerbeiträge nach dem ASVG damit auch 
die Risken ,d€s Unternehmens versichern -, sieht 
der Gesetzentwlurf nunmehr aUJS dem Bestreben, 
nach Mög1ichkeitaHen Gesichtspunkten Rechnung 
zu tragen, vor, [daß im F'alle ,des über:ganges des 
Anspruches ,gegen den Arbeitgeber auf den Insol­
venz-Ausfallgdd-Fonds (§ 11 Abs. 1) kein Regreß­
anspruch des Fonds~ gegen das Vermögen des 
Arbeitgebers, das er, nach ,dem Ende des Kon­
kurses,e1"Wirbt, erfolgt {§ 11 Abs. 3). Damit er­
hält der Arbeitgeber auch aus ;der Sicht der 0; a. 
Ar~umentation ein Äquivalent für seine Bei­
tragsleistung. 

Von ,dieser Regelung unberührt bleibt jedoch 
die Haftung ,des Arbeitgebel1s Hir allfäLlige wei­
tere For:derungen des Arbeitnehmers, wie z. B. im 
Falle des § 3 Ahs. 3. 

Zum GesetzentWlurf ,darf einleitend bemerkt 
wer,den: 

,Nach der Gmmdkonzeption ,des Gesetzent­
wudes soll ,dem Arlbeitnehiner im Falle der Er­
öffnung des Konkurses über rdas Vermögen des 
Arbeitgelbers sowie ,in den weiteren im § 1 .Nbs. 1 
angeführten FälLen vom Arbeitsamt ein soge­
nanntes Insolvenz-lAusf,al1geld in der Höhe seiner 
ihm aus ,dem Arbeitsverhältni<s. zustehenden, 
jedoch noch nicht erfüllten Forderungen g,ewährt 
werden. 

Schon 2;ur V:ermeidung von W1iderlSprüchen ZiU 

den Entscheidungen, welche der Konkurs- und 
Au~gleichsnovdle 1959 (ergänzt durch die Wert­
grenzennovelle 1976)' zugrunde liegen und in 
den Erläuterungen 2;U ,diesen Bestimmungen 
ihren vorbildlichen NiederschLag gefunden haben, 
knüpft der Entwurf bei ,der Umschr,e~bung der 
gesicherten FOl'lderungen weiugehend an die Be­
griffsbestimmungen der In<solvenzrgesetze an und 
erweitert sie um ein:~ge Tatbestände. 

Zu diesem Zweck hat der Arbeitnehmer beim 
Arbeitsamt einen entsprechenden Antrag zu 
steLLen und Grund un:d Höhes'einer noch nicht 
b~friedigten FOl"derungen nachzuweis,en. 

Das Arbei~amt erkennt ü'h<er ,den Antrag mit 
Besche~d. Zur <stattgebenden Erledigung ist nebst 
der Anspruchsberechtigungerfol1derlich, daß das 
Vorliegen ,eines Anspruches gegen ,den Arbeitgeber 
und Gemeinschuldner als Vol1fmge geprüft und 
bejaht wird. Der Bescheid unterliegt ,dem Rechts­
mittel der Berufung ,an rdas Landesarbeitsamt. 
Der Masseverwalter list von Ider Zuerkennung und 
Höhe des gewährten Insolv,enz-Ausfallgeldes in 
Kenntnis zu setzen.· Damit gehen nach dem Ge­
setZientw,urf ,die Ansprüche des Arbeitnehmers 
'a.us dem Arbeitsverhältnis auf. den Insolvenz-Aus­
fallgeld-FondsÜJber, und zwar in ·der Höhe, in der 
dem Arbeitnehm~r Insolvenz-Ausfal1geld zuer­
kannt wul'lde. Der Fonds wird bei Verfolgung 
der übergegangenen Ansprüche von der Finanz­
prokuratur vertreten. 

Die Finanzierung des ,Insolvenz-Ausf,allgeldes 
er:foLgt insbesonder,e aus den Mitteln, die dem 
Fon1ds aus ,der Erfüllung der üherg,egangenen An­
sprüche zufließen sowie durch einen Zuschlag zum 
Arbeitgeberlbeitrag zur Arbeitslosenversicherung, 
soweit die übergegangenen und einbringlich ge­
machtJen Ansprüche ,zrur Deckung des Aufwandes 
nicht ,ausreichen. Der Gesetzentwurf sieht wei­
ters vor, daß der Zuschla.g zum Arbeiugeberbei­
trag zur Arbeitslosenversicherung mit dem Ar­
beitslosenversicherungslbeitrag von den Kranken­
kaSSIen eingehoben w,irld. Dieser Zuschlag ,ist einem 
Fonds mit eigener. Rechtspersönlichkeit, der beim 
BUflidesministerium für soziale Verwaltung ein-
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gerichtet wird - ,dem Insolv,enz-AusfalLgeLd­
F,onds -,ZU überweisen. Der Leiswngs- und Ver­
waltungswfWiand wird aus den Mitteln dieses 
Fonds be&tritten. 

Damit -anfaUende Ansprüche rder Arbeitnehmer 
gemäß § 1 und Amprüche der Arbeiunehmer 
auf Grund ,der überg·angS'bestimmungen (§ 17 
Abs . .1 und 2) befr:ied~gt werden können, ist im 
Rahmen der Über,gangsbestimmung.en weiters 
vorgesehen, rdaß lder Zuschlag zum Arbeitg.eber­
beitrag zur Arbeitslosenversicherung bereits mit 
Beginn ·des IBeitr,agszeitmumes Juli 1977 einge-
hoben wird. . 

Im .einzrelnen wird :z;um Ges'etzentwurf be­
merkt: 

Zu § 1 Abs.l: 

In dieser Gese.tzesstelle werden die Voraus­
setzungen ,des Ansprluches auf Insolvenz-Ausfall­
geld geregelt. 

Ansprruch'sberechügt sind demnach: 

• Arbeitnehmer, 
• ehemalige Arbeitnehmer sowie 
• Hinterblieben·e der Arbeitnehmer bzw. der 

ehem:liligen Arlbeitnehmer. 

Der Arbeitnehmerbegriff in dieser Bestimmung 
folgt dem Arbeitnehmerbegriff der §§ 46 und 51 
der Konkur.sol1dnung sowie § 23 .der Ausgleichs­
orrdnung .. Bei der Auslegung des Arbeitnehmer­
begriffes kann sohin die Rechtsprechung des Ober­
sten Gerichtshof,esZiu ;den Bestimmung.en der KO 
und AO berücksichtigt wer,den. 

Weiters wird in ,dieser Gesetzesst~lle normiert, 
daß ,die Gewährung des Insolv.enz-Ausf.allge1des 
in aUen lnsolvenzfällenerfol,g,t. Der ursprüng­
liche in ,die Begutachtung ausgesandte Entwurf 
w:urde ,auch auf das Ausgleich.svenfahren erwei­
tert, in&besondere auf Wunsch des Bundesmini­
steI1~ums .für Justiz, weil andernf alls der für die 
Betriebsfortführung besonders ,geeignete· und für 
die Arbeitnehmer .günstige A.u~gleicherschwert 
werden wünde. 

Zu § 1 Abs.2: 

Unter dem Begriff "Entgeltansprüche" ist Ent­
gelt im ,arbeits.rechtlichen Sinn zu verstehen. Zu 
den Ansprüch,en aus dem Arbeitsverhältnis, die 
einen Anspruch auf Insolvenz,AusfaUgeld be­
gründen,gehören auch Sonderzahluiligen und 
Hinterbliebenen;pensione'1. 

Zu § 1 Abs. 3: 

Durch diese Bes.timmung soll v,ermieden we.r­
den, daß vor der Insolvenz noch Entgeltan­
sprüche, ,gleichsam Q:U Lasten des Insolvenz-,Aus­
fal1geM-Fonds, vereinJbart werden. Bei der Beur­
teilung der AnfechtJbarkeit werden insbesondere 
die bezügJlichen Bestimmun.gen der Konkurs­
ordnung (§§ 27 bis 43). und der Anfechtungs­
ordnung Anwendung finden. 

Zu § 1 Abs. 4: 

Nach .den Bestimmungen der Insolv·entzgesetze 
gibt es ·einerseitsim Konkurs bzw. Ausgleich 
Forderungen, die Gegenstand der Anmeldung 
beim Insolvenzgericht sind, .anderseits Forderun­
gen, zu deren Geltendmachung der Schuldner 
bzw. der Masseverw:alter zu mahnen ist. 

Um nun einerseits den Retgreßans!pruch des 
Arbe.itamtes sicherzustellen und anderseits das 
Arbeitsamt von der Anmelde- und Mahntätig­
keit zu befreien, sieht der Gesetzentwud (§ 1 
Abs. 4 in Verbip.dung mit § 6 Abs. 2) vor, daß 
der Arbeitn.ehmer ·die entsrprechenden Schritte. 
unternimmt. 

Der Anspruch ,auf Insolvenz-Ausfa,lLgeld setzt 
nicht nur die Erfüllung .der Tatbestände nach 
Abs. 1, 2 und 4 voraus, sondern dies,e Ansprüche 
müssen auch in geeigneter Weise (s,iehe diesbe­
züglich§ 6) nachgewiesen werden. 

Zu § 3 Abs. 1 und 2: 
I 

Diese Bestimmung .regelt das Ausmaß des In­
solvenz~AusfaMgeldes. Dem Zweck der Entgelt­
sicherung ,entsprechend, 'soll der Berechtigte aus 
Mitteln des Fonds denjenigen Betrag erhalten, 
auf dessen Zahlung er gegen den zahlun,gsunfähi­
gen (übers'chuldeten) Arbeitgeber Ans.pruch hat. 
Anders als die Konkursordnung und die Aus­
gleichsordnung sieht der Entwurf keine ~eitliche 
Begrenzung v,ar, di·e typisch insolvenzrechtliche 
Gründe hat. Es ist jedoch selbstverständlich, daß 
Ausfallgeld nur insoweit ge,zahlt wird, als die 
g.esicherte Forderung besteht. Ist sie bereits er­
loschen (z. B. durch Zahlung oder durch Ver­
zicht), so kann schon nach § 1 Abs. 2 kein An­
spruch ,bestehen. 

Anders als im Konkurs oder im Ausgleich 
sind die nach Eröffnung des Verfahrens entste­
henden Ansprüche der Arbeitnehmer nicht un­
beschränktprivileg.iert (MassefordeJ1ungen bz.w. 
Geschäftsführung,sforderungen). Vielmehr wird 
eine zeitliche Grenze eingeführ,t, die zu einer 
Zahlung .für einen Zeitraum von höchstens 
60 Tagen nach Verfahrenseröffnun.g ,führt. 

Um den Einklang mit den Schutzprinzipien 
des Insolvenzrechtes zu wahr·en, mußte für den 
Fall ,der Eröffnung des Anschlußkonkurses oder 
der Einstellung des Ausgleichsverfahrens nach 
§ 56 Abs. 6 AOeine Verlegung des Fr.istheginnes 
vorgesehen werden, damit Arbeitnehmer, die bei 
einer schließlich doch gescheiterten Betriebsfort­
führung mitgewirkt haben, kej,nen Nachteil 
erleiden. 

Aus Gründen der Geringhalwng des Verwal­
tungs,autwandes werden die Zahlungen nur in 
inländischer Währung erfolgen können .. Dabei 
müssen sch·on wegen ,der nötigen übereinstim­
mung mit dem Konkurs- und Ausgleichsrecht 
Sonderregelungen für Natural- und Fremdwäh­
rungsansprüche vorgesehen werden; 1euzteresind 
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schon wegen derjenigen Gebiete Österreichs nötig, Zu § 5: 
die nicht zum inländrschen Wähl'Ungsgebiet zäh- In dem zur Begutachtung ,ausgesandten Gesetz­
len (vgI. § 66 AIVG :1958). Daher sind die be- entwurf war eine Regelun;g enthalten, wer einen 
währten Bestimmungen der KonkursordnuThg Antr,ag auf Insolvenz~AuSlfa11geld .stellen kann. 
(§§ 14, 15) im wesentJI,ichen uThverändert in den Gegen diese Regelung wurde eing,ewandt, daß 
Abs. 2 übernommen wor,den. eine derartige Bestimmung .einerseits entbehrlich 

Das Insolvenz-Ausfallgeld gebührt als Netto- sei, anderseits die Ermächtigung der gesetzJ,ichen 
betrag, d. h. unter Auß,erachtlassung der ges.etz- Interessenvertretungen zur Antra;gstellung aus­
lichen Albzüge (Steuern, Sozialversicherungs- schließen wür,de. 
beiträge, Abgaben). Diese gesetzlichen Abzüge Der gegenständliche Gesetzentwurf enthält 
v.:erden im Insolvenzverf,ahren von d:n z~'Stä~- daher keine derartige Regdung, und .es ble~bt 
dlgen SteLlen geltend gemacht. Um Emgnffe m. dem AnspruchsberechtJigten ,anheimgestellt, sei­
das Insol~.el1:Zrecht und das Insolven:ZNenfah::en nen Anspruch beim Arbeitsamt seLbst geltend 
zu vermelden und das' Vel"fahren. zur Gewah- zu machen oder hiemit eine andere eigenberech­
rung von Insolvenz-Aus:faHgeld mchtzu ver" tigte Person oder ,eine Institution zu ermäch­
zögern, wurde von einer Regelung, daß vom 
Insolvenz-Ausfallgeld gesetz,liche Abzüge zu ent­
richten sind, Abstand genommen. Das heißt aber 
auch, daß das Insolvenz-Ausfallge1d einen Netto­
bezug darstellt und davon ke,ine Steuern, Sozial­
versicherungsbeiträge und Abgabeneinz,uheben 
sind. 

Zu § 3 Abs. 3: 

Mit dieser Bestimmung s:oll eine P,auschalie­
rung bzw. Abgelllung von sogenannten Betriebs­
pensionen für die Zeit ab Eröffnung .des Kon­
kurses bzw. Ausg.!eichsverfahrens bzw. der Ab­
wei'sung eines Antrages auf Konkurseröffnung 
herbeigefühn werden. 

Die Bestimmung, wonach bei einem Anspruch 
auf Zahlung ,einer sogenannten 'Betrieb~pension 
eine einmal~ge Zahlung in der Höhe von zwölf 
Monatsbeträgen MS Insolvenz-Ausfallgeld ge­
bührt, bezieht sich nur auf die Zahlung des Aus­
fallgeldes seitens des Ar1beitsamtes. Die Gdtend­
machung darüber hinausgehender Ansprüche des 
Arbeitnehmers gegenüber seinem Arbeitgeber 
bleilbt davon ,unberührt. Ebemo bleiben durch 
diese Zahlung allfäLlige weiter.e Ansprüche für 
die Gewährung von Insolvenz-Au~fallgeld unbe­
rührt (z. B. Anspruch auf weiteres Ausf.allgeld 
für ausständige Löhne). 

Zu § 4: 

Diese Bestimmung soll sicherstellen,' daß ein 
Anspruchsberechtigter, bei dem die Beschaffung 
der Beweismittel auf Schwierigkeiten stößt und 
bei dem berücksichtigungswürdige Umständ,e vor­
liegen, eine VorschußzahLung erhäLt. Ein berück­
sichtigungswürdiger Fall wird z. B. vorliegen, 
wenn der Arbeitnehmer über keine Einkünfte aus 
einer neuerlichen Beschäftigung verfügt. 

tigen. 

Die Betrauung des Arbeitsamtes im Zuständig­
keitshereich des Insolvenzgerichtes zur Erledigung 
des Antrages .auf Ausfallgeld ist aus Gründen 
der Vef1wailtungsökonomie, zur Erzielung einer 
guten Kooperation ,des Arbeitsamtes mit dem 
Gericht sowie im Sinne 'einer Spez,ialisierung der 
Beamten heim Ar'beitsamt vorgesehen. 

Zu § 6: 

Die Befristung des Abs. 1 entslpricht der Er­
wägung, daß derjenige, dessen Existenz durch die 
Zahlungsunfähigkeit {überschuldung) seines Ar­
beitgebers bedwht ist, nicht ,allzu lange mit .der 
Geltendmachung seiner Ansprüche auf Insolvenz­
Ausfallgeld zuwarten wird, j'edoch eine gewisse 
Zeit benötigt, um sich die notwen,digen Nach­
weise zu beschaffen. Die vorgesehene Frist ist 
mit den Fristen des Insolvenzrechtes abgescimmt. 
Es handelt sich um eine verfahrensrechtliche 
Frist; daher is:t die Zeit des Postlaufes zur Ver­
'meidung von Härten, die der .BevöLkerung un­
verständlich 'blieben, nicht einzurechnen. Im 
übrigen wir,d das Wiedereinsetzungsrecht des 
§ 71 A VG 1950 bewirken, daß berechtigte In­
teressen nicht verküf1zt wer,den. 

Anders .als in denjenigen Fällen, in denen Er­
öffnung oder Beendigung des Insolvenzverfahrens 
eine gewisse 'Publi~ität aufweisen, war für den 
Fall der Nichteröffnung mangels hinreichenden 
Vermögens auf die Kenntnis von diesem Umstand 
abzusteLlen, da hier nach insolvenzrechtlich,en Be­
stimmung'en kein Edikt vorgesehen ist. Auch 
hier werden unbillige Härten vermieden. 

Gleichgültig, ob der Ausgleich zum 'tatbestand­
des Anspruches auf Insolvenz-AusfaHgeld erhoben 
wird oder nicht, muß jedenfalls ein neuer Fristen­
lauf mit der Eröffnung des An.schJußkonkunes 
verbunden werden, weil der Ausgleich unter Um­
ständen länger gedauert hat (v gl. § 56 a AO) als 
die ursprüng.Jiche 90-'tag.e-Frist. 

Die Gewährung ,einer Vorschußzahlung wird 
in berücksichtigungsrwür.digen FäHen auch dann 
in Betracht kommen, wenn d,as Abwarten der 
Prüfungstagsatzung (Ausgleichstagsatzung) wirt­
schaftlich n,icht zumutJbar ist. In diesem Fall wer- Zu § 6 Abs. 3: 
den andere .geeignete Beweismittel heranzuzie- Das For,derungsverz'eichnis ist dem Anmel-
hen sein. dungsverzeichn,is nachgebildet. Die Aufgliederung 
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der Forderungen für den Fall des Konkurses 
ist wegen der Konkursordnung notwendig. An­
hand ,dieses Ve~eichnisses werden die Arbeit­
geber (Massev,erw;alter) Erklärungen zu den For­
derungena;bgeben, ·die inhaltlich mit ErkJärun­
gen nam § 105 Ahs. 3 KO übereinstimmen. 

Zu § 6 Abs. 5: 

E~ne Erklärung des Masseverwalters ist wegen 
der ohnedies vom KJonkur5gerimt vorzunehmen­
den' ForderunJg~prüfung nur in Ansehung der 
Masseforderungen notwendig. Im übrigen g,e­
nügt, die übersendung der Ergebnisse des Prü­
fungsv·erfahrens. 

Zu § 7 Abs. 1: 

Diese HestiJmmung faßt auf Grund von Ein­
wendungen iJm Begutachtungsverfahren einzelne 
im früheren Entwurf enthalten gewesene Rege­
lungen über das Verhältnis von Gerichtsent­
scheidungen zum Verf,ahren vor dem Arbeitsamt 
zusammen. Ausgang&punkt is.t, daß im Fal1e des 
überganges des Ansprumes nach § 11 Abs. 1 die 
Rechtskraft etwa eines bereits vom Arbeitnehmer 
erwirkten Leistungsurteiles nunmehr gegenüber 
dem Fonds als Einzelremtsnachfolger wirk,en 
wird. Daraus foLgt, daß ber,eits im Verwaltungs­
verfahren d'a,von ,ausgegangen werden muß, damit 
es nicht zu Wlil1kürlichen Ergebnissen kommt. 
Die gewählte Fas.sung stellt ferner sicher, daß 
auch andere Entscheidungen über den gesicherten 
Ansprum für den Fonds beamtlim wer,den, wie 
etwa Feststellungserkenntniss'e. 

Das dient .im ii:br,igen aum der Verminderung 
des Verbhrensaufwandesder damit befaßten 
Stellen. 

Zu § 7 Abs. 2: 

Der Ahs. 2 sieht allgemein vor, daß - gleim­
gültig db stattgebend oder abweisend - immer 
mit schriftlichem Bescheid zu erkennen ist. Er­
folgt 'eine Teilerledigung, so wird ein Teil­
besmeid zu erlassen sein. Hiefür ist § 59 Abs. 1 
A VG 1950 die Grundlage. 

Zu § 7 Abs. 4: 

Die Verständigungs,pflimt nachAbs.4 hängt mit 
§ 11 Abs. 1 engstens zusammen. Auf Grund von 
Einwendungen im Begutachtungsverfahren ist 
nunmehr die unmitteLbare Zustellung an den 
Masseverwalter (nicht mehr an das Konkurs­
gerimt) vorgesehen. Neben den statt;gebenden 
Bescheiden werden auch die :a.bweisenden ne­
scheide zuzustellen sein, damit der Masseverwal­
ter (der Arbeitgeber) jederzeit erkennen kann, ob 
und .inwieweit gesicherte For,derungen bereits 
Gegenstand des VeI1fa;hrens vor dem Anbeitsamt 
waren. Auf ,diese W'eise können nicht nur ent­
behrliche Rückfragen, sondern aum Doppelzah­
lungen vermieden wer.den. 

Zu den §§ 9 und 10: 

Diese Bestimmungen entspremen den samlich 
gl,eimen Regelungen des Arbeitslosenversiche­
rungsgesetzes 1958. 

Zu § 11: 

Im Abs. 1 ist ein übergang der Forderungen 
an den Fonds vorges,ehen. Hiefür ist &e Zustel­
lung der Entscheidung an den Smuldner, im 
Falle der Anhängigkeit .des Konkurses j,edoch .an 
den Masseverwalter Voraussetzung. Dadurch wird 
mehI'eren Einwänden im BegutaChtungsveI'fah­
renentspromen, wonach die Verständigung des 
Konkursgerimtes als uIllZweckmäßig bezeichnet 
wor,den ist. Mit dem überg,ang der Forderungen 
auf den Fonds ist keine inhaltlime Veränderung 
der Forderung verbunden; wenn ·etwa eine Lohn­
forderung infolge ZaMung von Ausf,allgdd und 
VerstiLndigung des Masseverwalters an den Fonds 
übergangen ist, rückt ·dieser in die Remtsstellung 
des Arbeitnehmers ein. Der Fonds wir,d daher 
in Ansehung der RangoI'dnung dem Arbeit­
nehmer gleimstehen, der ,die Forderung zunächst 
angemeldet hatte. Insbesondere wird die For­
d~rung ni mt zu einer solchen des öffentlichen 
Remtes. 

Da das Anbeitsamt das Bestehen des gesicherten 
Anspruches (§ 1 Abs. 2) als Vorfrage seiner Ent­
smeidung über den Anpruch auf AusfallgeJd 
beur,teilt, ,i'st das Gerimt an diese Vorfragen­
beurteilung nicht gebunden, wenn etwa - im 
Falle des Unterble~bens einer Konkurseröff­
nung - .der Fonds gezwungen ist, den auf ihn 
übergangenen Ansprum gegen den Arbeitgeber 
mit Klage vor Gerimt zu verfolgen. 

Zu den §§ 12 und 13: 

Die Konstruktion der Finanzierung von Lei­
stungen und Verw,a.!tungskosten nimmt einer­
seits .auf die optimale Einfügung in die Arheits­
losenversicherung und anderseits auf die ,erforder­
time Trennung der Mittiel nam ihren verschie- ' 
denen Zwecken ,Bedacht. Außerdem ist im § 12 
klargesteHt, daß die Sicherung der Arbeitnehmer 
gegen W,er,luste im Falle einer Insolvenz nicht 
zur Ansammlung von Mitteln dienen kann. Die 
Anpassung des Arbeiq~eberheitrages zur Arbeits-
1osenversicll'eI'ung hat, sobald die nötigen Infor­
mationen dafür vorli~gen, zu erfolgen und ist 
strikt darauf auszurichten, daß Au~gaben und 
Einnahmen des Fonds soweit wie möglich aus­
geglichen sind, d. h. ein A:bgang gedeckt 
wird, der dann entsteht, wenn die Einnahmen 
aus den ,auf ,den Fonds übergegangenen Arheit­
nehmerforderungen nicht ausr.eichen, den Auf­
wand zu decken. 

Die SeLbständigkeit des Fonds wird wegen 
der klaren Trennung der für verschiedene Zwecke 
über die AnbeitS1losenversicherung zufließenden 
Mittel v,o rges ehen, hat aber auch den Vorteil, 

464 der Beilagen XIV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)10 von 11

www.parlament.gv.at



----- ----------------------------

464 der Beilagen 11 

daß der ,Bundeshaushalt nicht w,eiter durch 
Durchlaufel1postenausgeweitet und ,dadurch die 
Beurteilung der Relationen zwischen wichtJ~gen 
volkswirtschaftlichen Größen (wie z. B. Brutto­
nationa1produkt und Bundeshaushalt) verzerrt 
wird. 

Nach den Bestimmungen des Prokuratur­
gesetzes ist ausschLießlich die Finanzprokuratur 
befugt, un,ter .anderem die Republik Oster.reich 
sowie alle Fonds mit selbständiger R,echtspersön­
lichkeit, wehne von staatlichen Org3J11'en unmit­
tJelbar V'erw3Jltet wenden, vor den ordentlichen 
Gerichten .zu vertreten, soweit nicht gesetzlich 
etwas anderes bestimmt ist. 

Die Verfolgung der aUlf den Insolvenz-Aus­
faltgeld-Fonds ü1bergegangenen Ansprüche im Kon­
kurs und in anderen gerichtlichen Verfahren 
wird sohinder Finan71prokuratur obliegen. Der 
Gesetzentwurf sieht jedoch vor, daß der 1nsol­
venz-Ausfallgeld~olllds ermächtigt ist,diesbezüg­
lich auch andere geeignete juristische und physi­
sche Personen heranzuziehen. Dies könnte sich 
als notwend~g erweisen, wenn die Finanzpro­
kuratur aUlf Grund der zu verfolgenden Fälle 
unter Umständen IlIicht in ·der Lage 'Sein sollte, 
zeitgerecht die entsprechenden Verfügungen zur 
Wahrung der Intere9sen des Insolvenz-Aus:fall­
geld-Fonds zu treffen: 

Zu § 17: 

Die Übengangs'bestimmung stellt auf zwei Vor­
aussetzung·en ab: auf den Zeitpunkt ,der Eröff­
nung des Insolvenzverfahrens und auf den Zeit­
punkt ,der Fälligkeit. D3JS beruht dar,auf, daß der 
Gesetzentwurf Z<lJhlungen innerhalb der Ver­
jährungSifrist mö.glich macht. 

Nach dem .entworfenen Gesetz soll nicht bloß 
in FäLlen gezahlt werden können, in denen das 
Insolvenzverfa:hren nach dem Inkrafttreten 
(1. Jänner 1978) eröffnet worden ist, sondern 
bereits in Fälilen, <in ,denen Konkurseröffnung 
oder ein vergleichbarer TatJbestand ab dem Be­
ginn des Jahres 1977 eLngetreten ist. Diese Rege­
lung ist schon deshaLb notwendig, weil andern­
faH~ zu befürchten ist, ,daß die Eröffnung von 

. Insolvenzverfahren ,bloß deshalb hinausgezögert 
wird, damit die Anspruchsvoraussetzungen für 
die Zahlung von Insolvenz-Ausfallgeld begründet 
werden. Eine solche Verzögerung der Eröffnung 
von Insolvenzverfahren steht jedoch den berech­
tigten Bestrebungen entgegen, die eheste Eröff­

'nung solcher Verfahren ,sicherzustellen. 

Auch für die Ansprüche war eine zeiüiche Be­
grenzung .anzunehmen, da mit guten Gründen 
die Ansicht vertreten werden könnte, mangels 
einer 'ausdrücklichen übergangsbestimmung 
wären nur solche Ansprüche im Sinne des § 1 
als gesichert anzusehen, die n ach dem Inkraft­
tr,eten ,dieses Gese,tzentwurfes entstanden sind. 

Die zeitliche Begrenzung, die hier vorgesehen ist, 
entspricht der nonmalen Verjährung von drei 
Jahren, wie sie auch im § 1 Abs. 2 festgelegt ist. 

Die übergangsbestiJmmungen soHen auch 
sicherstellen, daß die Arbeitsämter und Gerichte 
mit den nenen, für ..,ie ungewohnten Fmg,en des 
Insolv.enz-AusbllgeLdes nicht überfordert wer­
den. 

Da nach den übergangsbestimmungen dieses 
Bundesge~et2)es auch dann Zahlungen von Imol­
v,enz-Ausfallgeld zu erfolgen haben,. wenn das 
Verfahren hereits .eröffnet, allenfalls sogar schon 
beendet ist, war eine Sonderregelun:g über die 
Antragsfllist erforderlich. 

Kostenschätzung 

Mangels entsprechender statistischer Unterlagen 
kann nicht mit Sicherheit beurteilt werden, in 
welchem Umfang A~beitnehmer,ansprüche in­
folge Zahlungsunfähigkeit oder überschuldung 
des Arbeitgebers nicht herichtigt weI1den. 

Nach Ansicht eines Gläubigerschntzverbandes 
machen die durch Konkurs gefährdeten Forde­
rungen jährlich 3 Mr.d. S aus. Ein anderer 
Gläubigerschutzv,eriband nimmt an, daß etwa 
5 bis 10% hievon Arbeitnehmer,forderungen 
sind. Verbindet man diese beiden Aussagen, 
müßte der aus Konkursen erwachsende Aufwand 
etwa zwischen 150 und 300 Mill. S jähI1l,ich be­
trag.en. Eine w.esentlich'e Aufw,andsvermehrung 
durch Ei11lbeziehen der Ausgleiche ist, nicht zu 
erwarten, weil dort die Ergebnisse anerkannter­
maßen günsdger sind und im ührigen, das Ab­
w,andern von V;erhhren, die ,derzeit in Form 
von Ausgleichsv'erf.ahren durchgeführt werden, 
in den wesentlich ungünstigeren Konkurs nicht ~ 
zu gewärtigen ist. Am Anfang wür,den diesem 
Betrag die durch die vorgesehene Erhöhung 
des Arheitgebenbeitrages zur Arheitslosenversiche- . 
run:g um 0,1 v. H. gegenüberstehen. Diese Er­
höhung ergäbe nach den im Bundesfitnanzgesetz 
1977 veranschlagten Beiträg·en zur' Arbeitslosen­
versicherung für das ganze Jahr 1977 225 Mill. S. 
Da die enuprechende Bestimmung am 1. Juli 1977 
in Kraft treten s'oH, ist für die Leistungen ab 
1978 mit 'einem Startkapital von etwa 112 Mi1l. S 
zu rechnen. Mit dem Zufluß an Mitteln aus den 
von den Arheitnehmernauf den Fonds über­
gegangenen Ansprüchen ~ann erst zu einem 
spät;,eren Zeitpunkt gerechnet werden. 

Der ,durch dieses' Bundesgesetz entstehende 
Mehraufwand trifft :teils die Arbeitsämter, teils 
die Gerichte und ihre Organe. Der Mehraufwand 
soll durch die im Entwurf gewählte Konstruk­
tion möglichst gering gehalten werden. Allerdings 
wird es erst ,im Zuge der Durchführung möglich 
sein, festzu~te11en, ob und inwieweit wesentliche 
Mehrbelastungen der Organe der Arbeitsmarkt­
verwaltung und der Richter zu Folgerungen füh­
ren müssen. 
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